
Baurechtsvertrag Schachen 

 

Antrag 1: 

Der Baurechtszins für die restliche vom Baurecht betroffene Fläche, d.h. alle Flächen ausser jene 
zur Parkierung, soll gemäss den üblichen Verfahren festgelegt werden.  

Entsprechend ist der Artikel 4.1 des aufliegenden Baurechtsvertragsentwurfes in folgenden 
Punkten anzupassen: 

Für die restliche betroffene Fläche (im Halte von rund 54’295m2) berechnet sich der 
Baurechtszins wie folgt: Basislandwert x Zinssatz = Baurechtszins 

Der Basislandwert für den Boden des Garderobengebäudes mit Umgebungsfläche (Zone 
öffentliche Nutzung) im Halte von rund 4'295 m2 wird bei 185.00 Franken/m2, für den Boden der 
Fussballfelder mit Umgebungsflächen (Zone Freiraum) im Halte von rund 50'000 m2 bei 17.50 
Franken/m2 festgelegt. Der Zinssatz entspricht dem jeweils aktuellen Referenzzinssatz gemäss 
Art. 12a der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG), 
zurzeit 1.5 %, plus einen Zuschlag von 0.5 %, aktuell total also 2 %.  

Der Landwert wird alle 10 Jahre entsprechend dem aktuellen Verkehrswert angepasst. Die 
Periode der ersten 10 Jahre, mit den festgelegten Basislandwerten, beginnt ab dem Zeitpunkt des 
Übergangs von Nutzen und Schaden auf die Baurechtsnehmerin. 

b) Zahlungsmodalitäten 

(i) für die als Parkplatz genutzte Fläche – wie vorliegend 

(ii) für die restliche vom Baurecht betroffenen Fläche 

Der Baurechtszins ist in vierteljährlichen, nachschüssigen Raten je auf den letzten Tag eines 
Kalenderquartals zu bezahlen. Für das ganze Quartal ist der am ersten Tag des Quartals gültige 
Referenzzinssatz massgebend. Für verspätete Zahlungen ist ein Verzugszins von 5 % ab 
Verfalltag zu entrichten. 

 

Antrag 2:  

Der Baurechtsnehmerin kann einen Rabatt auf den gemäss dem üblichen Verfahren ermittelten 
Baurechtszins gewährt werden. 

Entsprechend ist der Artikel 4.1 des aufliegenden Baurechtsvertragsentwurfes in folgenden 
Punkten anzupassen respektive zu ergänzen. 

Die Ortsbürgergemeinde kann einen Rabatt auf den Baurechtszins der nicht als Parkplatz 
genutzten Fläche gewähren. Die Ortsbürgergemeindeversammlung legt diesen alle 10 Jahre neu 
fest. Der Stadtrat legt der OBGV den für die jeweils nächsten 10 Jahre anwendbaren Rabatt zur 
Beschlussfassung vor. 

Für die ersten 10 Jahre ab dem Zeitpunkt des Übergangs von Nutzen und Schaden auf die 
Baurechtsnehmerin gewährt die Ortsbürgergemeinde auf die nicht als Parkplatz genutzte Fläche 
jährlich einen Rabatt von 100 %.  

Der Stadtrat wird beauftragt und ermächtigt, den Vertrag dementsprechend zu ändern bzw. 
ergänzen und rechtsgültig für die Ortsbürgergemeinde zu unterzeichnen. 


